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E n t wu r f  

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das 
Angestelltengesetz, das Arbeitszeitgesetz und das Kinder- und Jugendlichen-
Beschäftigungsgesetz 1987 geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Inhaltsverzeichnis 

 Art. Gegenstand 
 1 Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes 
 2 Änderung des Angestelltengesetzes 
 3 Änderung des Arbeitszeitgesetzes 
 4 Änderung des Kinder- und Jugendlichen-Beschäftigungsgesetzes 1987 

Artikel 1 

Änderung des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes 

Das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, BGBl. Nr. 459/1993, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz, BGBl. I Nr. 94/2014, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 Z 9 lautet: 
 „9. die betragsmäßige Höhe des Grundgehalts oder -lohns, weitere Entgeltbestandteile wie z.B. 

Sonderzahlungen, Fälligkeit des Entgelts,“ 

2. § 2 Abs. 5 lautet: 
„(5) Die Angaben gemäß Abs. 2 Z 5, 6, 9 (ausgenommen die Angaben zum Grundgehalt oder – 

lohn), 10 und 11 und Abs. 3 Z 2 bis 4 können auch durch Verweisung auf die für das Arbeitsverhältnis 
geltenden Bestimmungen in Gesetzen oder in Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder in 
betriebsüblich angewendeten Reiserichtlinien erfolgen.“ 

3. § 2 Abs. 6 lautet: 
„(6) Jede Änderung der Angaben gemäß Abs. 2 und 3 ist dem Arbeitnehmer unverzüglich, 

spätestens jedoch einen Monat nach ihrer Wirksamkeit schriftlich mitzuteilen, es sei denn, die Änderung 
erfolgte durch Änderung von Gesetzen oder Normen der kollektiven Rechtsgestaltung, auf die gemäß 
Abs. 5 verwiesen wurde oder die den Grundgehalt oder –lohn betreffen.“ 

4. § 2c samt Überschrift lautet: 
„Konkurrenzklausel 

§ 2c. (1) Eine Vereinbarung, durch die der/die Arbeitnehmer/in, auf dessen/deren Arbeitsverhältnis 
das Angestelltengesetz (AngG), BGBl. Nr. 292/1921, nicht anzuwenden ist, für die Zeit nach der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses in der Erwerbstätigkeit beschränkt wird (Konkurrenzklausel), ist nur 
insoweit wirksam, als: 
 1. der/die Arbeitnehmer/in im Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung nicht minderjährig ist; 
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 2. sich die Beschränkung auf die Tätigkeit des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin in dem 
Geschäftszweig des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin bezieht und den Zeitraum eines Jahres 
nicht übersteigt; und 

 3. die Beschränkung nicht nach Gegenstand, Zeit oder Ort und im Verhältnis zu dem geschäftlichen 
Interesse, das der/die Arbeitgeber/in an ihrer Einhaltung hat, eine unbillige Erschwerung des 
Fortkommens des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin enthält. 

(2) Eine Vereinbarung nach Abs. 1 ist unwirksam, wenn sie im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses 
getroffen wird, bei dem das für den letzten Monat des Arbeitsverhältnisses gebührende Entgelt das 
Zwanzigfache der Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
(ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, nicht übersteigt. Allfällige Sonderzahlungen sind bei der Ermittlung des 
Entgelts im Sinne des ersten Satzes außer Acht zu lassen. 

(3) Hat der/die Arbeitgeber/in durch schuldbares Verhalten dem/der Arbeitnehmer/in begründeten 
Anlass zum vorzeitigen Austritt oder zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses gegeben, so kann er/sie die 
durch die Konkurrenzklausel begründeten Rechte gegen den/die Arbeitnehmer/in nicht geltend machen. 

(4) Das gleiche gilt, wenn der/die Arbeitgeber/in das Arbeitsverhältnis löst, es sei denn, dass der/die 
Arbeitnehmer/in durch schuldbares Verhalten hiezu begründeten Anlass gegeben oder dass der/die 
Arbeitgeber/in bei der Auflösung des Arbeitsverhältnisses erklärt hat, während der Dauer der 
Beschränkung dem/der Arbeitnehmer/in das ihm/ihr zuletzt zukommende Entgelt zu leisten. 

(5) Eine für den Fall des Zuwiderhandelns gegen die Konkurrenzklausel vereinbarte 
Konventionalstrafe ist nur insoweit wirksam, als diese das Sechsfache des für den letzten Monat des 
Arbeitsverhältnisses gebührenden Nettomonatsentgelts nicht übersteigt. Allfällige Sonderzahlungen sind 
bei der Berechnung des Nettoentgelts im Sinne des ersten Satzes außer Acht zu lassen. Hat der/die 
Arbeitnehmer/in für den Fall des Zuwiderhandelns gegen die Konkurrenzklausel eine Konventionalstrafe 
versprochen, so kann der/die Arbeitgeber/in nur die verwirkte Konventionalstrafe verlangen. Der 
Anspruch auf Erfüllung oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausgeschlossen.“ 

5. § 2d Abs. 3 Z 2 und Z 3 lauten: 
 „2. das Arbeitsverhältnis nach mehr als vier Jahren, in besonderen Fällen nach mehr als acht Jahren 

nach dem Ende der Ausbildung nach Abs. 1 oder vorher durch Fristablauf (Befristung) geendet 
hat, und 

 3. die Höhe der Rückerstattungsverpflichtung nicht aliquot, berechnet für jedes zurückgelegte 
Monat vom Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung bis zum Ende der zulässigen 
Bindungsdauer, vereinbart wird.“  

6. Nach § 2d werden folgende § 2e bis § 2g samt Überschriften eingefügt: 
„Konventionalstrafen 

§ 2e. Konventionalstrafen unterliegen dem richterlichen Mäßigungsrecht. 
Abrechnung der Bezüge 

§ 2f. (1) Dem/Der Arbeitnehmer/in ist bei Fälligkeit des Entgelts eine schriftliche, übersichtliche, 
nachvollziehbare und vollständige Abrechnung zu übermitteln. 

(2) Der/die Arbeitgeber/in hat dem/der Arbeitnehmer/in eine Kopie der Anmeldung zur 
Sozialversicherung gemäß § 33 ASVG unverzüglich auszuhändigen. 

Entgelt bei Pauschalentgeltvereinbarungen 
§ 2g. Enthält der Arbeitsvertrag oder der Dienstzettel das Entgelt als Gesamtsumme, die Grundgehalt 

oder –lohn und andere Entgeltbestandteile einschließt, ohne den Grundgehalt oder –lohn im Sinne des § 2 
Abs. 2 Z 9 betragsmäßig anzuführen, hat dieser/diese Arbeitnehmer/in zwingend Anspruch auf den 
Grundgehalt oder -lohn einschließlich der branchen- und ortsüblichen Überzahlungen, der am Arbeitsort 
vergleichbaren Arbeitnehmer/innen von vergleichbaren Arbeitgeber/innen gebührt (Ist-Grundgehalt, Ist-
Grundlohn). Der Ist-Grundgehalt oder Ist-Grundlohn ist der Berechnung der abzugeltenden 
Entgeltbestandteile zugrunde zu legen, soweit der Kollektivvertrag in Bezug auf die Berechnung von 
Entgeltbestandteilen nicht Abweichendes vorsieht, das zwingenden gesetzlichen Bestimmungen nicht 
entgegenstehen darf.“ 

7. Im § 19 Abs. 1 werden nach der Z 31 folgende Z 32 und Z 33 angefügt: 
 „32. § 2 Abs. 2 Z 9, Abs. 5 und 6, § 2c, § 2d Abs. 3 Z 2 und 3, § 2e und § 2g samt Überschriften in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2015 treten mit dem der Kundmachung dieses 
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Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft. § 2c, § 2d Abs. 3 Z 2 und 3 und § 2g in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/201X gelten für nach dem Inkrafttreten neu abgeschlossene 
Vereinbarungen über eine Konkurrenzklausel, über den Ausbildungskostenrückersatz oder eine 
Pauschalentgeltvereinbarung. 

 33. § 2f samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2015 tritt mit 
1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

Artikel 2 

Änderung des Angestelltengesetzes 

Das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 58/2010, wird wie folgt geändert: 

1. § 36 Abs. 2 lautet:  
„(2) Eine Vereinbarung nach Abs. 1 ist unwirksam, wenn sie im Rahmen eines Dienstverhältnisses 

getroffen wird, bei dem das für den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührende Entgelt das 
Zwanzigfache der Höchstbeitragsgrundlage nach § 45 ASVG nicht übersteigt. Allfällige Sonderzahlungen 
sind bei der Ermittlung des Entgelts im Sinne des ersten Satzes außer Acht zu lassen.“ 

2. § 37 Abs. 3 lautet: 
„(3) Eine für den Fall des Zuwiderhandelns gegen die Konkurrenzklausel vereinbarte 

Konventionalstrafe ist nur insoweit wirksam, als diese das Sechsfache des für den letzten Monat des 
Dienstverhältnisses gebührenden Nettomonatsentgelts nicht übersteigt. Allfällige Sonderzahlungen sind 
bei der Berechnung des Nettoentgelts im Sinne des ersten Satzes außer Acht zu lassen. Hat der/die 
Angestellte für den Fall des Zuwiderhandelns gegen die Konkurrenzklausel eine Konventionalstrafe 
versprochen, so kann der/die Dienstgeber/in nur die verwirkte Konventionalstrafe verlangen. Der 
Anspruch auf Erfüllung oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausgeschlossen.“ 

3. Nach Artikel X Abs. 2 Z 11 wird folgende Z 12 angefügt:  
 „12. Die §§ 36 Abs. 2 und 37 Abs. 3 der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2015 treten 

mit dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft und gelten für nach 
dem Inkrafttreten neu abgeschlossene Vereinbarungen über eine Konkurrenzklausel oder den 
Ausbildungskostenrückersatz.“ 

Artikel 3 

Änderung des Arbeitszeitgesetzes 

Das Arbeitszeitgesetz, BGBl. Nr. 461/1969, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 94/2014, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 19d Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 
„(2a) Die Arbeitgeberin/der Arbeitgeber hat teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 

bei Ausschreibung von im Betrieb frei werdenden Arbeitsplätzen, die zu einem höheren 
Arbeitszeitausmaß führen können, zu informieren. Die Information kann durch allgemeine Bekanntgabe 
an einer geeigneten, für die Teilzeitbeschäftigten leicht zugänglichen Stelle im Betrieb erfolgen.“ 

2. Im § 20b wird folgender Abs. 6 angefügt: 
„(6) Verlässt die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer über Auftrag der Arbeitgeberin/des Arbeitgebers 

ihren/seinen Arbeitsort, um an anderen Orten ihre/seine Arbeitsleistung zu erbringen, wird aber während 
der Reisebewegung durch das angeordnete Lenken eines Fahrzeugs eine Arbeitsleistung erbracht, die 
nicht eine Haupttätigkeit der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers darstellt, darf die tägliche Arbeitszeit 
durch die Reisebewegung auf bis zu zwölf Stunden ausgedehnt werden.“ 

3. Im § 28 Abs. 1 wird in der Z 4 der Beistrich durch einen Strichpunkt ersetzt und entfällt der Ausdruck 
„oder“. Am Ende der Z 5 wird der Beistrich durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 eingefügt: 
 „6. die Informationspflicht gemäß § 19d Abs. 2a nicht einhalten,“ 
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4. Dem § 34 wird folgender Abs. 30 angefügt: 
„(30)  § 19d Abs. 2a, § 20b Abs. 6 und § 28 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XXX/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

Artikel 4 

Änderung des Kinder- und Jugendlichen-Beschäftigungsgesetzes 1987 

Das Kinder- und Jugendlichen-Beschäftigungsgesetz 1987, BGBl. Nr. 599/1987, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 138/2013, wird wie folgt geändert: 

1. In § 11 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 
„(3a) Reisezeit liegt vor, wenn die/der Jugendliche über Auftrag der Arbeitgeberin/des Arbeitgebers 

vorübergehend ihren/seinen Dienstort (Arbeitsstätte) verlässt, um an anderen Orten ihre/seine 
Arbeitsleistung zu erbringen, sofern während der Reisebewegung keine Arbeitsleistung erbracht wird. 
Durch Reisezeiten kann die Tagesarbeitszeit auf bis zu zehn Stunden ausgedehnt werden, wenn die/der 
Jugendliche in einem Lehr- oder sonstigen Ausbildungsverhältnis steht und das 16. Lebensjahr vollendet 
hat.“ 

2. Dem § 34 wird folgender Abs. 12 angefügt: 
„(12) § 11 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2015 tritt mit 1. Jänner 

2016 in Kraft.“ 
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